
 

 

Arbeitszeitkonto 
 
 

Die wichtigsten Regelungspunkte einer Betriebsvereinbarung über ein Arbeitszeitkonto: 
 

   
1. Geltungsbereich (ganzer Betrieb oder Teile des Betriebes; alle Beschäftigten 
oder bestimmte Arbeitnehmergruppen) 
 
2. Ziel der Betriebsvereinbarung: Erhöhung der Flexibilität der Arbeitszeit unter 
gleichgewichtiger Berücksichtigung der Belange der Beschäftigten und des 
Betriebes. 
 
3. Regelungen zur Lage und Verteilung der (tariflichen bzw. arbeitsvertraglichen) 
individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (= wöchentliche 
Sollarbeitszeit: z.B. 35 Stunden pro Woche):  
 
- tägliche Sollarbeitszeit (z.B. 7 Stunden) 
- tägliche Höchstarbeitszeit (z.B. maximal 8 Stunden);  
- nicht mehr als 40 Stunden und nicht weniger als 30 Stunden pro Woche  
  (Arbeitszeitkorridor);  
- keine Samstagsarbeit (es sei denn, es handelt sich um zuschlag- und  
  zustimmungspflichtige Mehrarbeit). 
 

4. Regelung der Bandbreite des Zeitkontos: z.B. plus / minus 70 Stunden.  
 

5. Regelung, daß das Konto innerhalb eines bestimmten Ausgleichszeitraums 
(z.B. ein Jahr) auf Null zu fahren ist (nur dann entsteht ein wünschenswerter 
Zwang, hohe Arbeitszeitguthaben z.B. durch Neueinstellungen abzubauen). 
 

6. Regelung, daß die Beschäftigten und der Betriebsrat über die Kontenstände 
regelmäßig (z.B. monatlich) schriftlich informiert wird. 
 

7. Abgrenzung Sollarbeitszeit / zuschlag- und zustimmungspflichtige Mehrarbeit:: 
 
- die Überschreitung der täglichen Sollarbeitszeit (siehe Ziff. 3) geht zuschlag- und  
  zustimmungsfrei in das Konto ein, wenn die Überschreitung auf einer freiwilligen  
  Entscheidung des Beschäftigten beruht; 
- die Überschreitung der täglichen Sollarbeitszeit (siehe Ziff. 3) gilt als zuschlag-  
  und zustimmungspflichtige Mehrarbeit, wenn die Überschreitung  auf  
  Veranlassung/Anordnung des Vorgesetzten erfolgt.  
  Die jeweiligen tarifvertraglichen Bestimmungen sind zu beachten! 
 

Es ist möglich, ein Konto zu führen, in das sowohl die Sollarbeitszeit als auch 
Mehrarbeit (und in Zeit umgerechnete Mehrarbeitszuschläge, sofern keine 
Auszahlung der Zuschläge erfolgt) einfließen. Möglich ist aber auch, zwei Konten 
zu führen. Allerdings muß dann geklärt sein, daß beide Konten in der Summe die 
Bandbreite gemäß Ziffer 4 nicht überschreiten dürfen. 
 
8. Recht der Beschäftigten auf jederzeitige Zeitentnahme (auch in größeren 
Blöcken). Bei Streit zwischen Beschäftigten und Vorgesetztem über zeitliche Lage 



 

 

der Zeitentnahme entscheiden Arbeitgeber und Betriebsrat, im Nichteinigungsfall 
die Einigungsstelle. 
 

9. Regelungen für den Fall, daß bei Beschäftigten eine Überschreitung der 
Höchstgrenze des Guthabens "droht" (Beispiel: in einer Abteilung sind hohe 
Arbeitszeitguthaben aufgelaufen und ein Abbau der Guthaben durch 
Ausgleichstage ist angesichts des weiterbestehenden hohen Arbeitsvolumens nicht 
absehbar). Geregelt werden kann beispielsweise, daß Arbeitgeber und Betriebsrat 
Maßnahmen über einen Abbau der Guthaben ggf. durch Neueinstellungen (hohe 
Arbeitszeitguthaben verweisen auf einen zu geringen Beschäftigtenstand) zu 
vereinbaren haben. 
 

10. Regelungen für den Fall, daß die Höchstgrenze des Guthabens im Einzelfall 
überschritten wird. Keinesfalls ist es zulässig, einen Verfall von Stunden zu regeln. 
Arbeitnehmer haben Anspruch auf Arbeitsentgelt (oder entsprechenden 
Freizeitausgleich) für jede Stunde, die sie gearbeitet haben (einschließlich 
Mehrarbeitszuschlag).  
 

11. Regelung, daß der (gesetzliche oder tarifliche) Urlaubsanspruch in allen Fällen 
ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit und Zeitentnahme nicht gekürzt wird 
(vgl. insoweit  → → → → Urlaub). 
 

12. Regelung für den Fall der → → → →  Kurzarbeit (vgl. § 170 Abs. 4 SGB III). 
 
13. Auszahlung des Arbeitszeitguthabens: 
Grundsätzlich  ist bei Geltung einer tariflichen Regelung der Arbeitszeitdauer eine 
Regelung unzulässig, die eine Auszahlung des - aus der wöchentlichen 
Sollarbeitszeit gespeisten - Guthabens (ohne Mehrarbeitszuschlag) vorsieht. Denn 
dies würde gleichbedeutend sein mit einer tarifwidrigen Verlängerung der im 
Tarifvertrag vorgesehenen regelmäßigen Wochenarbeitszeit (wöchentliche 
Sollarbeitszeit). 
 
In folgenden Fällen ist jedoch ausnahmsweise eine Auszahlung des Guthabens 
möglich und notwendig, das heißt ein Zeitguthaben wandelt sich automatisch in 
einen Abgeltungsanspruch um: - im Fall längerer Abwesenheitszeiten (z.B. 
Erziehungsurlaub, Wehrdienst); 
- bei Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis  
- oder im Todesfall (Vererblichkeit des Anspruchs regeln; die Berufung des 
Arbeitgebers auf tarifliche Ausschlußfristen sollten in diesem Fall ausgeschlossen 
werden).  
 

14. Arbeitszeitguthaben sind gewissermaßen zinslose Kredite der Beschäftigten an 
den Arbeitgeber. Hier stellt sich die Frage nach einer Regelung über eine 
angemessene Verzinsung von Guthaben (z.B. in Form von übertariflichen 
Zulagen?).  
 
15. Insolvenzsicherung: es ist notwendig, Arbeitszeitguthaben gegen Insolvenz 
des Arbeitgebers zu sichern (z.B. durch eine Bürgschaft der Hausbank des 
Arbeitgebers; etwaige Kosten hat der Arbeitgeber zu tragen).  
 



 

 

Durch Insolvenzgeld (siehe  → → → → Insolvenzverfahren) sind allenfalls solche 
Plusstunden gesichert, die im 3-Monats-Zeitraum vor Insolvenzeröffnung oder 
Abweisung mangels Masse über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus gearbeitet und 
als Mehrarbeit in das Arbeitszeitkonto eingestellt worden sind. Ein 
Arbeitszeitguthaben, das aus ungleichmäßiger Verteilung der regelmäßigen 
Arbeitszeit (= wöchentliche Sollarbeitszeit) resultiert, ist nicht durch Insolvenzgeld 
gesichert (das Arbeitsamt erstattet in diesem Fall nur das Arbeitsentgelt, das der 
Arbeitnehmer für regelmäßige Arbeitszeit zu beanspruchen hat).   
 
Die in  § 7 a SGB IV geregelte Verpflichtung des Arbeitgebers, geeignete 
Vorkehrungen zur Absicherung von Arbeitszeitguthaben (= Wertguthaben) für den 
Fall der Zahlungsunfähigkeit zu treffen, hilft ebenfalls nicht weiter: zum einen gilt 
diese Verpflichtung nur für Wertguthaben, soweit sie einschließlich des 
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag einen Betrag in Höhe des 
Dreifachen der monatlichen Bezugsgröße (1999: monatliche Bezugsgröße = 4.410,- 
DM mal drei = 13.230,- DM alte Bundesländer; neue Bundesländer: monatliche 
Bezugsgroße = 3.710,- DM mal drei = 11.130,- DM) übersteigt und der vereinbarte 
Ausgleichszeitraum 27 Monate ab der ersten Gutschrift überschreitet; zum anderen 
sagt die Vorschrift nichts darüber aus, was geschieht, wenn Vorkehrungen zur 
Absicherung des Wertguthabens nicht getroffen werden.  
  

16. Regelung über Geltungsdauer der Betriebsvereinbarung. 
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